Klaus Peter Krause am 21. September 2011 in seinem Blog kpkrause.de
 
Eine Familie um 1,8 Millionen Euro gebracht 
 
Wie sich der deutsche „Rechtsstaat“
  an den Opfern kommunistischer Verfolgung noch immer bereichert
 
Nach wie vor bereichert sich der deutsche Staat unrechtmäßig am Verkauf von Eigentum, das zwar in seinem Besitz ist, ihm aber nicht zusteht. Gemeint ist hier Agrarland in den fünf ostdeutschen Bundesländern. Die früheren Eigentümer und ihre Familien waren in der sowjetischen Besatzungszeit (1945 bis 1949) von den damals dort herrschenden Kommunisten politisch verfolgt, Opfer schwerer Menschrechtsverbrechen und entschädigungslos enteignet worden. Bei der Wiedervereinigung 1989/90 hat sich die damalige Bundesregierung unter Bundeskanzler Helmut Kohl dieses Land – in der einstigen DDR zu „Volkseigentum“ erklärt – widerrechtlich angeeignet. Statt es den damals unschuldig verfolgten den rechtmäßigen Eigentümern („Alteigentümer“) zurückzugeben, verkauft es der Staat, und zwar über seine Gesellschaft BVVG. Nur einen winzigen Teil davon dürfen auch die „Alteigentümer“ kaufen. Doch erhalten sie das Land als Teil-Wiedergutmachung für die Verfolgung und Enteignung zu einem geringeren Preis als alle anderen Käufer. Wie schäbig und eines „Rechtsstaats“ unwürdig diese winzige Wiedergutmachung im Ergebnis ist, hat Horst Nilges, ein in Badenhausen lebender Bürger, an einem realen Fallbeispiel vorgerechnet:
 
In dem hier zugrundeliegenden Fall wurde eine Familie (nicht meine) im Rahmen der sogenannten Bodenreform (1945-49) „enteignet“, „nur“ weil sie 110 Hektar (Agrar-) Land besaß. Hätte die Familie damals lediglich 99 Hektar besessen, wäre ihr alles geblieben. 
 
Nach heutigem Verkehrswert (er ist regional unterschiedlich und unter anderem von der Ertragskraft des Landes abhängig – sogenannte Bodenpunkte) ist das „enteignete“ Land aktuell mehr als eine Million Euro wert. 
 
Nach dem Entschädigungs- und Ausgleichleistungsgesetz (EALG) steht der Familie eine „Entschädigung“ von 90 000 Euro (weniger als 9 Prozent des aktuellen Verkehrswertes) zu. 
 
Diese relative Höhe des Betrages kommt nur deswegen zustande, weil das Land zum Zeitpunkt der „Enteignung“ lastenfrei war und die Familie – da sie nach dem Krieg in Ostdeutschland gelebt hat – keinen Lastenausgleich (der als Nutzungsausfallentschädigung im Westdeutschland gezahlt wurde) erhalten hat. Der Lastenausgleich würde sonst von der Entschädigung abgezogen. 
 
Im Rahmen des sogenannten „begünstigten Flächenerwerbs“, darf die betroffene Familie für (maximal) den Entschädigungsbetrag von 90 000 Euro (Agrar-) Land von diesem „Rechtsstaat“ (zurück-) erwerben.
 
Der hierfür zu zahlende Preis berechnet sich nach dem Verkehrswert von 2004 abzüglich eines
 „Rabatts“ in Höhe von 35 Prozent (das nennt man begünstigten Flächenerwerb). 
 
Bei den sich hieraus errechnenden (zu zahlenden) Preisen, kann die Familie 18 Hektar oder 16,35 Prozent des „enteigneten“ (Agrar-) Landes zurückkaufen, allerdings nicht einmal aus der ursprünglich „enteigneten“ Fläche, sondern irgendein – noch nicht von der BVVG veräußertes – „Stück“. 
 
Neben dem Verkaufserlös von rund einer Million Euro, hat die BVVG in den zwanzig Jahren seit der Wiedervereinigung rund 800 000 Euro Pachteinnahmen erzielt. Allein diese Pachteinamen machen ein Vielfaches der „Entschädigungssumme“ aus! 
 
Was würden Sie hierzu sagen, wenn Sie betroffen wären?! 
 
Der heutige Bundespräsident Christian Wulff bezeichnete als damaliger Niedersächsischer Ministerpräsident das SBZ-Unrecht („Boden- und Industriereform“) als, Zitat: Das größte Eigentumsverbrechen der deutschen Nachkriegsgeschichte (Ich ergänze: Dieses „Rechtsstaates“). 
 
Mit anderen Worten: Der deutsche Staat, der sich Rechtsstaat nennt, hat diese Familie um ein Vermögen von rund 1,8 Millionen Euro gebracht. An anderen verfolgten Familien hat er sich noch weit stärker bereichert. Inzwischen sind von diesem Staat und seiner politischen Führung sämtliche Bürger bedroht, weil er zusammen mit der Europäischen Zentralbank Hunderte von Milliarden Euro an Krediten bzw. Bürgschaften für überschuldete Banken und EU-Staaten vergeben hat, „um den Euro zu retten“. Am liebsten würde er den Bundestag dabei umgangen haben. Der immerhin wehrt sich inzwischen. Auch die Bürger tun es, denn als Steuerzahler nimmt er sie für seine ruinöse Politik in Haftung.
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f.d.R.: Günter Kleindienst (kl), Freier Journalist (DJV), 31275 Lehrte
 
Ergänzung:
Nach einem Urteil des Kammergerichts Berlin im Jahre 2000 (AZ liegt vor) darf der Verkauf des ehemaligen „Volkseigentums“ der „DDR“ durch die BVVG im Auftrag des Bundes Hehlerei, demnach der jeweils verantwortliche Bundesfinanzminister, jetzt Dr. jur. Wolfgang Schäuble*, auch Hehler genannt werden. Hinzu kommt der von Politikern und Medien bis heute überwiegend beschwiegene Skandal, daß die BVVG die erzielten Verkaufserlöse in der Zeit von 1992 bis 2007 in Höhe von insgesamt 3,5 Milliarden Euro ausschließlich zur eigenen Verwaltung und Organisation beansprucht hat. (Geschäftsführer Dr. Horstmann 2007: „Also Plus minus Null“ in einer Presseerklärung, die jeweils, wenn überhaupt, in den Medien nur in Zehnzeilenmeldungen „verbreitet“ wurden.) 
*) Durch seine „Tätigkeit“ bereits Anfang 1990, also lange vor den Verhandlungen mit der letzten DDR-Regierung über den „Einigungsvertrag“(!), ist Schäuble nachweisbar der Hauptverantwortliche für die Nichtrückgabe des von den SBZ-Kommunisten geraubten Eigentums von mehreren hunderttausend Betroffenen im Zuge der sogenannten Bodenreform (die die Industriereform und den Raub sonstigen Privateigentums beinhaltet). (Rolf Hochhuth am 19. Januar 2004 im Berliner Alliiertenmuseum in einer CDU-Veranstaltung: „Wer das federführend zu verantworten hat, Herr Schäuble, kann seinem Gott danken, daß er noch frei herumlaufen darf.“ (Zur Bekräftigung dieser Aussage habe ich auf der folgenden Seite die Empörung Hochhuths über die Nichtrückgabe des „Volkseigentums“ an die beraubten Betroffenen, veröffentlicht in der WELT vom 27. Oktober 1990, beigefügt.) Der Name Schäuble ruft bei mir jedesmal ein Diktum Lichtenbergs aus dem Gedächtnis auf: „Wer sicher Recht tun will, braucht vom Rechte nicht viel zu wissen; doch wer sicher Unrecht tun will, muß die Rechte studiert haben.“
Günter Kleindienst
 
 
 
Ergänzung zur Anklage Hochhuths gegen Wolfgang Schäuble in Sachen „Supergau Deutsche Einheit!“ am 19. Januar 2004 in einer CDU-Veranstaltung im Alliiertenmuseum in Berlin („Wer das federführend zu verantworten hat, Herr Schäuble, kann seinem Gott danken, daß er noch frei herumlaufen darf!“): Einen Tag später bei Maischberger bekräftigt! 
 
Am 27. Oktober 1990(!) erschien in der „WELT“ ein großer, dreispaltiger Artikel mit der Überschrift „Der staatliche Zugriff“ von Rolf Hochhuth.
 
Dieser Artikel war/ist eine flammende Anklage gegen die Festschreibung des SBZ-Enteignungsunrechts durch die Regierung Kohl. Warum hat seinerzeit kaum einer auf Hochhuth gehört? Heute, 2004, hat sich Hochhuth noch einmal eindringlich zu Wort gemeldet (siehe oben!), spät, aber vielleicht noch nicht z u spät.
 
Doch zunächst Auszüge aus dem oben angeführten Artikel:
„,Gerechtigkeit erhöhet ein Volk’“ hieß der Bibelsatz, mit dem Theodor Heuss als erster Präsident der Bundesrepublik seine Rede zur Gründung des neuen Staates eröffnet hat.
(...)
...Gerechtigkeit erhöhet ein Volk, sollte aber auch die Maxime sein, mit der Deutschland an die Regelung der Besitzverhältnisse zwischen Oder und Werra herantritt.
 
Dies eigens fordern zu müssen ist nahezu komisch - und dennoch so nötig, wie es unglaublich ist, daß im Einigungsvertrag die vor 1949 erfolgten Enteignungen festgeschrieben wurden.
(...)
Eine Gesellschaft, die ihre ganze Moral seit 1945 bezieht aus der Denkweise der kapitalistischen Welt, erklärt plötzlich eine Minderheit, durch deren brutale, entschädigungslose Enteignung Ulbrichts Staatsgründung überhaupt erst ,fundiert’ wurde, für vogelfrei, was Eigentum und Erbe dieser Minderheit betrifft?
(...)
... kein Grund, keine rechtliche Handhabe, die vor 1950 Enteigneten anders zu behandeln als jene, die ,erst’ später um Haus und Hof geprellt wurden. Man muß sich das immer wieder vor Augen führen: Es hat tatsächlich in diesem Sommer 1990 deutsche Politiker gegeben, die besten Wissens und Gewissens - wer könnte sie ihnen absprechen* - einen Vertrag feierlich unterzeichnet haben, der expressis verbis jene noch einmal entrechtet, die Ulbricht entrechtet hat, und zwar mit der ,Begründung’, daß Ulbricht sie als erste seiner Untertanen total rechtlos gemacht hat! 
(* hier irrte Hochhuth (hinsichtlich „besten Wissens und Gewissens“) - wohl, weil er sich 1990 etwas anderes nicht vorstellen konnte: Er maß diese kriminellen Politiker offensichtlich ,mit dem Maßstab seines eigenen Selbst’! d.U.)

 
Wie oft müssen wir Wessis uns eigentlich noch sagen, bis wir das auch fühlen: daß wir vielleicht zwar keine Kriegsgewinnler - aber doch samt und sonders Nachkriegsgewinnler sind als Nutznießer, als unendlich Begünstigte des Marshallplans? Wer von uns westlich der Werra hätte nicht ein Stück Land, ein Haus, ein Bild, eine Firma gekauft oder geerbt, die nicht - und zwar ohne unser Verdienst - das Zigfache dessen wert sind, was sie 1949 wert waren? Doch wir, ausgerechnet wir, wagen zu dekretieren, daß jene Landsleute, die mit den Ostvertriebenen den Rußlandkrieg abbezahlt haben, die zuerst und so restlos wie keine andere Minderheit enteignet wurden: daß sie enteignet bleiben sollen.
 
Wenn das Recht würde - aber das kann doch nicht sein! - dann wäre Ulbricht noch ein ehrlicher Mann gewesen, nämlich mindestens kein Heuchler. Wir jedoch, die im Gegensatz zu ihm unsere ganze politische Moral auf die Garantie des Privateigentums gründen - und jeder von uns hat den Nutzen davon -, was wären wir für verächtliche Lebewesen, stimmten wir der Enteignung einer Minderheit nur deshalb zu, weil diese Minderheit zuerst enteignet wurde.“ 
 
f.d.R. (und Anstrich): Günter Kleindienst, Freier Journalist (DJV), 31275 Lehrte, 21. April 2004
